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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Dr. Hamm (Kaiserslautern) und Genossen einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 
in der Umgebung von Flughäfen 

— Drucksache V/355 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Dr. Hamm (Kaiserslautern) und Genossen 
eingebrachten Antrag 

betr. Lärm an Militärflugplätzen 

— Drucksache V/356 (neu) — 


A. Bericht des Abgeordneten Prinz 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf betr. Schutz gegen Fluglärm 
auf Drucksache V/355 wurde in der 27. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 9. März 1966 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Verkehrsausschuß zur Mitberatung sowie dem 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. Der 
Antrag betr. Lärm an Militärflugplätzen — Druck- 
sache V/356 (neu) — wurde ebenfalls in der 27. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 9. März 1966 
an den Ausschuß für Gesundheitswesen federfüh- 
rend und an den Verkehrsausschuß sowie an den 
Verteidigungsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Im Laufe der Beratungen ergab sich die Notwen- 
digkeit, auch den Verteidigungsausschuß mit dem 
Gesetzentwurf — Drucksache V/355 — zu befassen 
und den Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen gutachtlich 
zu hören. 


zu Sayn- Wittgenstein-Hohenstein 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
15 Sitzungen mit den Anträgen befaßt. Der mitbe- 
ratende Verkehrsausschuß hat sich am 16. Januar 
1969, der Verteidigungsausschuß am 6. Februar 1969 
und der Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen am 27. März 
1969 mit dem Gesetzentwurf beschäftigt. Die Aus- 
schüsse haben sich durch Anhörung von Sachver- 
ständigen einen umfassenden Überblick über alle 
derzeit bestehenden Möglichkeiten zur Minderung 
des Fluglärms verschafft. 

In vier Sitzungen des Ausschusses für Gesund- 
heitswesen, davon zwei Sitzungen gemeinsam mit 
dem Verkehrsausschuß und dem Ausschuß für 
Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen und eine Sitzung gemeinsam mit 
dem Verkehrsausschuß, wurden folgende Sachver- 
ständige zu medizinischen, technischen, akustischen, 
flugtechnischen, organisatorischen und planungs- 
rechtlichen Fragen gehört: 
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Dahlen, 

Deutsche Forschungsanstalt für Luit- und Raum- 
fahrt e. V., Braunschweig 

Prof. Höltje, 

Vorstandsmitglied der Deutschen Lufthansa A.G., 
Hamburg 

ORR Engel, 

Bundesanstalt für Flugsicherung, Frankfurt ; Main 

Prof. Dr. Ing. Bürck, 

München 

Dr. Ing. Treibei, 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflug- 
häfen, Stuttgart 

Dr. med. A. Huwiler, 

Arzt, Rümlang-Zürich 

Dr. med. Dr. phil. Jansen, 

Max-Planck-Institut für Arbeitsphysiologie, 
Dortmund 

Oberstleutnant Hey, 

BMVtdg 

MR Beck, 

BMVtdg 

MinDirig Dr. Zinkahn, 

BMWo 

Pfarrer Oeser, 

Interessengemeinschaft zur Bekämpfung des 
Fluglärms e. V., Moerfelden 

Dr. jur. Dr. phil. Pilz, 

Schutzgemeinschaft Büderich 

Dr. jur. Lamers, 

Heimat- und Bürgerverein Lohausen 

Schwerpunkte waren dabei die: 

a) Verminderung des Triebwerklärms von Luft- 
fahrzeugen, 

b) Verminderung des Bodenlärms auf Flugplätzen, 

c) Entwicklung lärmarmer Start- und Landeverfah- 
ren, 

d) Regelung der An- und Abflugwege unter dem 
Gesichtspunkt des Lärmschutzes. 

Vertreter mehrerer Schutzgemeinschaften zur Be- 
kämpfung des Fluglärms haben Gelegenheit ge- 
nommen, die Ausschüsse aus ihrer Sicht mit dem 
anstehenden Problem vertraut zu machen. Der feder- 
führende Ausschuß hat ferner einen Bericht über 
die Internationale Londoner Fluglärmkonferenz 1966 
entgegengenommen. Um eine Anschauung von der 
Lärmbelastung in der Umgebung von Flughäfen und 


den bisher getroffenen Maßnahmen zur Minderung 
der Lärmbeeinträchtigungen zu gewinnen, hat der 
Gesundheitsausschuß schließlich auf drei Informa- 
tionsfahrten mehrere Flughäfen besichtigt; dabei 
auch ein Krankenhaus in der Nähe eines Flug- 
hafens. 

Die Bundesregierung hatte in ihrer vorläufigen 
Stellungnahme die Auffassung vertreten, daß sich 
die Gesamtkonzeption des Gesetzentwurfs in der 
Fassung des Initiativantrages wegen der ungewöhn- 
lich hohen Kostenfolgen nicht verwirklichen lasse, 
daß jedoch Maßnahmen zur Minderung des beim 
Betrieb der Flugplätze entstehenden Lärms und ein- 
zelne in dem Entwurf vorgesehene Maßnahmen, 
wie Bauverbote in der nächsten Umgebung der 
Flughäfen sowie Beihilfen für bauliche Schallschutz- 
maßnahmen, realisierbare Möglichkeiten zur Ver- 
besserung des Lärmschutzes sein könnten. 

Der federführende Ausschuß hat im Laufe seiner 
Beratungen den Initiativantrag wesentlich umge- 
staltet. Die vorläufige Stellungnahme der Bundes- 
regierung wurde dabei berücksichtigt. Der vom 
federführenden Ausschuß geänderten Fassung haben 
der Verkehrsausschuß, der Verteidigungsausschuß 
und der Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen einstimmig 
zugestimmt. Nach Auffassung des Verkehrsaus- 
schusses stellt der Gesetzentwurf einen Anfang auf 
dem Wege dar, die Bevölkerung stärker als bisher 
vor vermeidbarem Lärm zu schützen, ohne dabei 
wesentliche volkswirtschaftliche Notwendigkeiten zu 
übersehen. Der Verteidigungsausschuß hatte zu- 
nächst seine Zustimmung zu dem Gesetz davon ab- 
hängig gemacht, daß die für den Bereich der Mili- 
tärflugplätze entstehenden Kosten durch zusätzliche 
Haushaltsmittel im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung gedeckt werden. Diesen Vorbehalt 
hat der Verteidigungsausschuß jedoch in seiner Sit- 
zung am 13. Februar 1969 fallengelassen. 

Nach Abschluß der Beratungen im Ausschuß für 
Gesundheitswesen wurde die vom Ausschuß be- 
schlossene Fassung in der 235. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 14. Mai 1969 dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung und gemäß § 96 GO über- 
wiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich am 13. Juni 1969 
mit der vom Ausschuß für Gesundheitswesen be- 
schlossenen Fassung befaßt und folgende Empfeh- 
lung beschlossen: 

,In § 8 Abs. 1 sollte folgender Satz 3 eingefügt 
werden: 

„Ein Anspruch auf Entschädigung besteht dann 
nicht, wenn der Eigentümer das Grundstück nach 
dem 1. Januar 1961 erworben hat, es sei denn, 
daß der Antragsteller das Eigentum an dem 
Grundstück von seinem Ehegatten oder von einer 
Person erworben hat, die mit ihm in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder in der Seiten- 
linie bis zum 3. Grad verwandt ist." 

In § 9 Abs. 2 sollte der Satz 1 wie folgt gefaßt 
werden: 

„Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnah- 
men werden nicht erstattet, wenn der Antrag- 
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steiler das Eigentum am Grundstück nach dem 
1. Januar 1961 erworben hat, es sei denn, daß 
der Antragsteller das Eigentum an dem Grund- 
stück von seinem Ehegatten oder von einer Per- 
son erworben hat, die mit ihm in gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder in der Seiten- 
linie bis zum 3. Grad verwandt ist." 

Im übrigen hat der Haushaltsausschuß den Ent- 
wurf gemäß § 96 der Geschäftsordnung als mit der 
Haushaltslage vereinbar erklärt.' 

Diese Empfehlungen sind bei den nunmehr vor- 
gelegten Beschlüssen des Gesundheitsausschusses 
mit berücksichtigt. 

Der Gesundheitsausschuß hat die Empfehlungen 
des Haushaltsausschusses durch die Änderung der 
§§ 8 und 9 übernommen. Dabei sind im Ausschuß 
nicht unerhebliche gesundheits- und sozialpolitische 
Bedenken vorgetragen worden. Der Ausschuß 
glaubte dennoch den Empfehlungen des Haushalts- 
ausschusses folgen zu sollen, um das Gesetz als 
Ganzes mit seinen bedeutenden gesundheitspoli- 
tischen Auswirkungen nicht zu gefährden. 

* 

Die durch die sprunghafte Entwicklung des Luft- 
verkehrs und weitgehende Umstellung auf Strahl- 
triebwerke im zivilen und militärischen Bereich 
hervorgerufene Lärmbelastung ist zu einem gesund- 
heitspolitischen Problem geworden. Extreme Lärm- 
beeinträchtigungen treten in der Umgebung der 
großen Verkehrsflughäfen auf. Startende Strahl- 
flugzeuge verursachen in der näheren Umgebung 
der Startbahn Spitzenschallpegel bis zu 120dB(A). 
Der Düsenlärm mit seinem großen Anteil an hohen 
Frequenzen wirkt besonders nachteilig auf den 
menschlichen Organismus. Hinzu kommt, daß es in 
der Bundesrepublik keine großen Flughäfen gibt, 
deren nähere Umgebung nicht besiedelt wäre; einige 
Flughäfen liegen im Bereich dichtbesiedelter Ge- 
biete. 

Zwar ist es nach den derzeitigen medizinischen 
Erkenntnissen schwierig, im Einzelfall den Ursachen- 
zusammenhang zwischen Lärmeinwirkungen und 
bestimmten Krankheiten nachzuweisen. Jahrelange 
Erfahrungen bestätigen aber, daß die extrem hohe 
Lärmbelastung in der Umgebung der für den Düsen- 
flugverkehr benutzten Flugplätze die menschliche 
Gesundheit gefährdet, insbesondere durch den Flug- 
verkehr zur Nachtzeit. Für die Beurteilung der 
Frage, in welchen Bereichen der Flugplatzumgebung 
Schutzmaßnahmen erforderlich sind, gibt ein im 
Auftrag des Bundesministers für Gesundheitswesen 
erstelltes wissenschaftliches Gutachten (sogenanntes 
Göttinger Fluglärmgutachten 1965) Aufschluß. Dieses 
Gutachten gibt unter Auswertung der neuesten in- 
ländischen und ausländischen Untersuchungsergeb- 
nisse auf dem Gebiet der medizinischen Wirkungs- 
forschung und unter Anwendung soziologischer Un- 
tersuchungsmethoden ein Bewertungsverfahren für 
den Fluglärm, mit dessen Hilfe exakte Richtwerte 
für die Festsetzung von Planungszonen gewonnen 
werden. Ähnliche Bewertungsverfahren sind schon 
seit längerem in England, Frankreich und den USA 
entwickelt worden. Sämtliche Verfahren stimmen in 
ihren Ergebnissen weitgehend überein. 


Der Gesundheitsausschuß hat die Überzeugung 
gewonnen, daß gesetzliche Maßnahmen zur Min- 
derung der Lärmbelastung in der Umgebung von 
Flugplätzen dringend notwendig sind. Das geltende 
Recht bietet hierzu keine ausreichende Handhabe. 
Besonders war es nicht möglich zu verhindern, daß 
ständig neue Wohnsiedlungen an die Flughäfen 
heranwachsen und sogar Krankenhäuser, Schulen 
usw. in diesen Gebieten errichtet werden. 

Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage beschäf- 
tigt, ob der Triebwerklärm in absehbarer Zeit soweit 
vermindert werden kann, daß sich eine Regelung der 
Bodennutzung im Flugplatzbereich erübrigt. Nach dem 
übereinstimmenden Urteil der Sachverständigen 
wird es bei der Entwicklung neuer Triebwerke mög- 
lich sein, eine gewisse Senkung des Lärmpegels zu 
erreichen, die sich jedoch aus technischen und wirt- 
schaftlichen Gründen in engen Grenzen halten wird. 
Bei den derzeit in Betrieb befindlichen Luftfahr- 
zeugen sind technische Lärmminderungsmaßnahmen 
praktisch ohnehin nicht möglich. Da in den nächsten 
Jahren mit einer erheblichen Steigerung der Ver- 
kehrsfrequenz und dem Einsatz leistungsstärkerer 
Luftfahrzeuge gerechnet werden muß, werden tech- 
nische Maßnahmen am Triebwerk bestenfalls dazu 
führen, daß sich die gegenwärtige Lärmbelastung 
nicht wesentlich erhöht. Der Gesundheitsausschuß 
ist der Auffassung, daß technische Maßnahmen am 
Triebwerk notwendig und deshalb gesetzlich vorzu- 
schreiben sind, daß eine solche Regelung jedoch 
allein nicht ausreicht, um das Fluglärmproblem in 
der Umgebung von Flugplätzen zu lösen. 

Hinsichtlich des Umfangs der vorzusehenden Maß- 
nahmen konnte der Ausschuß den Initiativanträgen 
allerdings nicht voll zustimmen. Soweit bei der Fest- 
setzung der Lärmzonen Grundstücke bereits bebaut 
sind, strebt der Entwurf eine freiwillige durch Ent- 
schädigung geförderte Umsiedlung an. Eigentümer 
von bebauten Grundstücken in der Lärmzone 1 kön- 
nen gegen Entschädigung Entziehung des Eigentums 
verlangen; aus der Lärmzone 1 fortziehenden Mie- 
tern wird ein Mietausgleich gewährt. Diesen Teil 
der gesetzlichen Regelung hält der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit der vorläufigen Stellung- 
nahme der Bundesregierung für nicht realisierbar. 
Derartige einschneidende Eingriffe würden die 
Lebensfähigkeit vieler Gemeinden in Frage stellen 
und zu erheblichen städtebaulichen Mißständen 
führen. Darüber hinaus wären die Kostenfolgen 
einer solchen gesetzlichen Regelung untragbar. Der 
finanzielle Aufwand für Entschädigungsleistungen 
dieser Art würden nach Angaben der Bundesregie- 
rung unter Einbeziehung der militärischen Flug- 
plätze etwa 8 Milliarden DM betragen. 

Andererseits hält es der Gesundheitsausschuß in 
Übereinstimmung mit den übrigen beteiligten Aus- 
schüssen aus Gründen der Gleichbehandlung für 
erforderlich, die Militärflugplätze, die dem Betrieb 
von Strahlflugzeugen zu dienen bestimmt sind, in 
die gesetzliche Regelung einzubeziehen. Die Be- 
völkerung in der Umgebung der Militärflugplätze 
muß ebenso geschützt werden, wie die Bevölkerung 
im Bereich der Verkehrsflughäfen. 
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Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen 
sehen folgende Regelung vor: 

Der 1. Abschnitt enthält die sog. passiven Lärm- 
schutzmaßnahmen. Für Verkehrsflughäfen, die dem 
Fluglinienverkehr angeschlossen sind, und für Mili- 
tärflugplätze, die dem Betrieb von Strahlflugzeugen 
zu dienen bestimmt sind, werden Lärmschutzbe- 
reiche festgesetzt. Diese sind je nach dem Grad 
der Lärmbelastung in zwei Schutzzonen gegliedert. 
In ihnen ist die bauliche Nutzung beschränkt, soweit 
es sich um die Errichtung von Wohnhäusern, Kran- 
kenhäusern, Schulen und ähnliche in gleichem Maße 
schutzbedürftige Einrichtungen handelt. Im engeren 
Bereich dürfen diese Gebäude überhaupt nicht er- 
richtet werden, im weiteren Bereich nur, wenn be- 
sondere Schallschutzmaßnahmen durchgeführt wor- 
den sind. Den Eigentümern bereits bebauter Grund- 
stücke in dem am stärksten belasteten Bereich 
(Schutzzone 1) werden Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen (z. B. für den Einbau von 
Doppelfenstern) bis zu einem bestimmten Höchst- 
betrag erstattet. Jedoch ist dieser Erstattungsan- 
spruch grundsätzlich ausgeschlossen, wenn der 
Eigentümer das Grundstück nach dem 1. Januar 
1961 erworben hat (vgl. § 9 der Neufassung und die 
Begründung zu § 5). Zahlungspflichtig ist der Flug- 
hafenunternehmer, im militärischen Bereich also im 
wesentlichen der Bund. Die in der Fassung des 
Initiativantrages vorgesehene freiwillige Umsied- 
lung und die Mietbeihilfen wurden fallen gelassen. 

Im 2. Abschnitt werden die im geltenden Luftver- 
kehrsrecht enthaltenen Lärmschutzvorschriften er- 
gänzt und konkretisiert. Im wesentlichen handelt es 
sich um aktive Lärmschutzmaßnahmen hinsichtlich 
der Triebwerke, des Betriebs der Flugplätze und des 
Startens und Landens. Lärmmindernde Maßnahmen 
dieser Art dürfen im militärischen Bereich die Ein- 
satzbereitschaft der Streitkräfte nicht beeinträch- 
tigen. Soweit es zur Erfüllung der Verteidigungsauf- 
gaben erforderlich ist, kann die Bundeswehr, 
gestützt auf § 30 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes, 
von diesen Vorschriften abweichen. 

Zur Beratung der für die Genehmigung von Flug- 
plätzen zuständigen Luftfahrtbehörden werden für 
die bedeutsamsten zivilen Flüghäfen Sachverständi- 
gen-Kommissionen eingesetzt. Von ihrer Tätigkeit 
wird eine Versachlichung der im Spannungsfeld 
widerstreitenden Interessen stehenden Diskussionen 
um das Fluglärmproblem erwartet. Die für die Be- 
handlung von Fluglärmfragen im Bereich des Rhein- 
Main-Flughafens auf freiwilliger Grundlage gebil- 
dete Kommission hat sich bisher als außerordentlich 
wertvoll erwiesen. 

Die Lärmschutzvorschriften des 2. Abschnitts be- 
dürfen der Konkretisierung durch Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltungsvorschriften. Der Ausschuß 
für Gesundheitswesen geht davon aus, daß die er- 
forderlichen Vorschriften nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes auf Grund der Vorstellungen, die die be- 
teiligten Ministerien dem Ausschuß mitgeteilt haben, 
erlassen werden. 

Der Ausschuß hat die Frage geprüft, ob die durch 
die gesetzliche Regelung hervorgerufenen finan- 
ziellen Belastungen von den Zahlungspflichtigen ge- 


tragen werden können. Er hat diese Frage bejaht. 
Nach der geänderten Fassung entstehen Kosten im 
wesentlichen nur durch die Erstattung von Aufwen- 
dungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen. Nach 
den im Auftrag des Bundesministers für Verkehr 
von der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrs- 
flughäfen durchgeführten Ermittlungen ist bei Ver- 
kehrsflughäfen insoweit mit Kosten in Höhe von 
etwa 32 Millionen DM zu rechnen. Den Kostener- 
mittlungen ist das voraussichtliche Verkehrsauf- 
kommen im Jahre 1970 zugrunde gelegt worden. 
Um den Lärmschutzbereichen einen langfristigen 
Bestand zu sichern, muß auch die über 1970 hinaus- 
gehende Verkehrsentwicklung, soweit sie über- 
schaubar ist, in die Berechnungen einbezogen wer- 
den. Nach einer weiteren Berechnung der Arbeits- 
gemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen sind bei 
Berücksichtigung des bis zum Jahr 1975 zu erwar- 
tenden Verkehrsaufkommens bei den Verkehrsflug- 
häfen Kosten in Höhe von etwa 70 Millionen DM 
zu erwarten. Bei diesem Betrag ist die Kostenmin- 
derung, die durch die Einführung eines Stichtages 
in § 9 (Neufassung) eintreten wird, nicht berück- 
sichtigt. Die Kostenbelastung der einzelnen Ver- 
kehrsflughäfen ist je nach ihrer Kapazität und der 
Besiedlungsdichte ihrer Umgebung unterschiedlich. 
Sie ist jedoch in keinem Falle als untragbar anzu- 
sehen, insbesondere wenn die sonstigen Investi- 
tionen der Flughäfen zum Vergleich herangezogen 
werden. Für den Militärbereich werden die Kosten 
nach Schätzungen des Bundesministers der Verteidi- 
gung etwa 117 bis 150 Millionen DM betragen. Die 
Kosten werden erstmalig etwa zwei Jahre nach In- 
krafttreten des Gesetzes anfallen und sich auf die 
Jahre 1972 bis 1977 verteilen; die Festsetzung der 
Schallschutzforderungen nach § 7 (Neufassung) und 
die Festsetzung der Lärmschutzbereiche nach § 4 
(Neufassung), die durch Rechtsverordnung für alle 
Verkehrsflughäfen und militärischen Flugplätze 
möglichst gleichzeitig vorgenommen werden müs- 
sen, werden ebenso wie die Durchführung der Er- 
stattungsverfahren längere Zeit in Anspruch neh- 
men. Der jährliche Haushalt des Bundes wird mithin 
nicht wesentlich belastet. 

Der federführende Ausschuß hat sich bei der Prü- 
fung der finanziellen Auswirkungen nicht auf die 
unmittelbar durch das Gesetz entstehenden Kosten- 
folgen beschränkt. Er hat vielmehr auch die Frage 
geprüft, ob der planungsrechtliche Teil der vorge- 
sehenen Regelung sich nicht präjudizierend auf an- 
dere Verkehrsbereiche auswirken könne, mit der 
Folge, daß in Zukunft für diese Bereiche ähnliche 
Regelungen erforderlich werden. Der Ausschuß hat 
diese Frage verneint. Die Beratungen haben ergeben, 
daß die im 1. Abschnitt getroffene planungsrecht- 
liche Regelung nur für die Bekämpfung des Flug- 
lärms in der Umgebung von Flugplätzen in Betracht 
kommt. Lediglich an Straßen mit äußerst hohem 
Verkehrsaufkommen können äquivalente Dauer- 
schallpegel auftreten, die den im Gesetzentwurf ge- 
nannten Schallpegel entsprechen. Von keiner der an- 
deren Verkehrsarten werden jedoch Spitzenpegel er- 
reicht, die der Flugbetrieb hervorbringt. Auf die hohen 
Frequenzen des Düsenlärms reagieren die Menschen 
zudem besonders empfindlich. Während der Nacht- 
zeit ist die durch Kraftfahrzeuge hervorgerufene 
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Störung weit geringer als die Störung durch star- 
tende und landende Strahlflugzeuge. Die Anlieger 
von Straßen und Schienen können sich im übrigen 
durch andere als die in dem Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Maßnahmen schützen. Da der Lärm hier in 
der Regel nicht von allen Seiten einwirkt, können 
die Wohn- und Schlafräume auf die straßenabge- 
wandte Seite verlegt werden. Solche Maßnahmen 
sind zum Schutz vor Fluglärm wirkungslos. Schließ- 
lich verspricht die Lärmminderung am Kraftfahrzeug 
größere Erfolge als die Lärmminderung am Luftfahr- 
zeug. In den letzten Jahren ist es gelungen, diese 
Grenzen für Kraftfahrzeuge um fünf Stufen herab- 
zusetzen. Der Lärmrninderung am Luftfahrzeug sind 
jedoch aus den bereits genannten Gründen enge 
Grenzen gesetzt. 

Der Ausschuß hat schließlich geprüft, ob die ge- 
setzliche Regelung nicht vorheriger internationaler 
Abstimmung bedürfe. Der Ausschuß hat in Überein- 
stimmung mit den Ergebnissen der Internationalen 
Londoner Fluglärmkonferenz 1966 die Überzeugung 
gewonnen, daß eine Regelung zum Schutz der Be- 
völkerung in der Umgebung von Flugplätzen eine 
nationale Angelegenheit sei. Er hat andererseits 
während der Beratungen zur Kenntnis genommen, 
daß auch in anderen Staaten, z. B. in England, Frank- 
reich und Japan, ähnliche Lösungen gefunden wor- 
den sind und daß weitere Staaten derartige Lösun- 
gen anstreben. Der Ausschuß hat festgestellt, daß 
der Inhalt des neu vorgelegten Gesetzentwurfs in 
wesentlichen Teilen einem am 9. September 1968 
einstimmig vom Sozialausschuß des Europarats an- 
genommenen Antrag einer Empfehlung über Maß- 
nahmen zur Fluglärmminderung entspricht. 

Um die Lärmbekämpfung an der Quelle zu inten- 
sivieren, empfiehlt der Ausschuß für Gesundheits- 
wesen, die Bundesregierung zu ersuchen, durch 
internationale Verhandlungen auf die Herstellung 
lärmarmer Triebwerke hinzuwirken. Darüber hinaus 
sollen auch die Bemühungen in der Bundesrepublik 
um Verminderung des Triebwerklärms verstärkt 
werden. Auf Vorschlag des Verkehrsausschusses 
wird die Bundesregierung ferner ersucht, über das 
Ergebnis ihrer Bemühungen zur Verminderung des 
Triebwerklärms periodisch dem Deutschen Bundes- 
tag zu berichten. Der Entschließungsantrag zielt 
schließlich darauf ab, daß besiedelte Gebiete der 
Bundesrepublik nicht mit Überschallgeschwindigkeit 
durch Verkehrsflugzeuge überflogen werden. Der 
Bevölkerung kann nach Auffassung des Ausschusses 
für Gesundheitswesen die Beeinträchtigungen durch 
den beim Überschallflug entstehenden sog. Schall- 
knall nicht zugemutet werden. Die im 2. Abschnitt 
des Gesetzentwurfs enthaltene Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen zum Schutz vor Flug- 
lärm gibt dem Bundesminister für Verkehr die Be- 
fugnis, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Gesundheitswesen eine Regelung zur Beschrän- 
kung des zivilen Uberschallflugverkehrs zu treffen. 

Der mit dem Initiativantrag zur Frage des Lärm- 
schutzes im Bereich der Militärflugplätze einge- 
brachte Entschließungsantrag — Drucksache V/356 — 
hat durch die Einbeziehung der Militärflugplätze in 
den Gesetzentwurf seine Erledigung gefunden. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Der Geltungsbereich des 1. Abschnittes ist auf 
Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr an- 
geschlossen sind, zu beschränken. Nur bei diesen 
Flughäfen ist die Festsetzung eines Lärmschutzbe- 
reichs eine angemessene Maßnahme. Die Bevölke- 
rung in der Umgebung der militärischen Flugplätze 
muß ebenso geschützt werden wie im Bereich der 
Verkehrsflughäfen. Die Einbeziehung der Militär- 
flugplätze ist deshalb aus Gründen der Gleichbe- 
handlung geboten. Militärische Flugplätze, die nicht 
für den Betrieb mit Strahlflugzeugen vorgesehen 
sind, bleiben jedoch außer Betracht. Die Lärmbe- 
lastung in der Umgebung dieser Flugplätze ent- 
spricht in der Regel der Lärmbelastung in der Um- 
gebung von zivilen Landeplätzen, die ebenfalls von 
dem Gesetzentwurf nicht erfaßt werden. 

Zu § 2 

Die Neufassung grenzt den Lärmschutzbereich 
enger ein und gliedert ihn in zwei Schutzzonen. Der 
Ausschuß für Gesundheitswesen hält es für ver- 
tretbar, daß nur das Gebiet in den Lärmschutzbe- 
reich einbezogen wird, in dem der äquivalente 
Dauerschallpegel mehr als 67 dB(A) beträgt. Nur in 
diesem Bereich sind Rechtsfolgen, wie z. B. Bau- 
verbote, adäquate Lärmschutzmaßnahmen. Die 
Schutzzone 1 ist das Gebiet mit einer Lärmbela- 
stung, die weitergehende Rechtsfolgen rechtfertigt. 
Untersuchungen haben ergeben, daß sich die Bevöl- 
kerung in diesem Bereich in besonderem Maße durch 
Fluglärm beeinträchtigt fühlt. 

Da durch die Lärmbewertung der Umfang der 
Schutzzone beeinflußt wird, muß die Ermittlung des 
äquivalenten Dauerschallpegels im Gesetz selbst 
geregelt werden. Dies geschieht durch die Anlage 
zu § 3. Das Verfahren beruht auf einem im Auftrag 
des Bundesministers für Gesundheitswesen erstatte- 
ten wissenschaftlichen Gutachten (Göttinger Flug- 
lärmgutachten 1965). Ausländische Verfahren wei- 
chen teilweise in der Methode ab, kommen aber zu 
weitgehend übereinstimmenden Ergebnissen. Auf 
der Internationalen Londoner Fluglärmkonferenz 
1966 wurde die Auffassung vertreten, daß die Fest- 
setzung von Lärmschutzzonen ein nationales An- 
liegen sei, dem die einzelnen Staaten in Abhängig- 
keit von der jeweiligen Siedlungsstruktur gerecht 
werden müßten. 

Zu §3 

Die Festsetzung des Lärmschutzbereichs durch die 
Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten 
Stellen können zu unterschiedlichen Handhabungen 
führen. Um eine einheitliche Beurteilung der für die 
Festsetzung des Lärmschutzbereichs maßgeblichen 
Daten, insbesondere der künftigen Verkehrsentwick- 
lung, sicherzustellen, ist es erforderlich, die Zu- 
ständigkeit für die Festsetzung von Lärmzonen in 
die Hand von Bundesbehörden zu legen. Für den 
Bereich der militärischen Flugplätze ergibt sich dies 
schon aus Gründen der Geheimhaltung von Betriebs- 
daten des militärischen Flugbetriebs. Nach § 4 der 
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Neufassung wird deshalb der Lärmschutzbereich 
durch die jeweils zuständigen Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen festgesetzt. Da die Verbote im Lärm- 
schutzbereich einen unbestimmten Personenkreis 
treffen, muß er durch Rechtsverordnung festgesetzt 
werden. Eine Fristbestimmung für den Erlaß der 
Rechtsverordnungen ist nicht erforderlich. 

Nur bei wesentlicher Veränderung der Lärmbe- 
lastung besteht die Notwendigkeit, den Lärmschutz- 
bereich neu festzusetzen. Auf die in § 3 Abs. 3 des 
Initiativentwurfs enthaltene Konkretisierung ist ver- 
zichtet worden, um einen langfristigen Bestand des 
Lärmschutzbereichs zu sichern. 

Bei der geänderten Zuständigkeitsregelung kann 
Absatz 4 des Initiativantrages entfallen. 

Zu §4 

Die Regelungen über bauliche Nutzungsbeschrän- 
kungen enthalten die §§ 5 und 6 der Neufassung. Die 
im gesamten Lärmschutzbereich unzulässigen beson- 
ders schutzbedürftigen Einrichtungen wie Kranken- 
häuser usw. sind anders als im Initiativantrag er- 
schöpfend aufgezählt. Durch die Einfügung der Worte 
„und ähnliche in gleichem Maße schutzbedürftigen 
Einrichtungen" ist eine Ermächtigung der Bundes- 
regierung, den Kreis der im Gesetz genannten be- 
sonders schutzbedürftigen Einrichtungen zu erwei- 
tern, entbehrlich. Für die Fälle, in denen auf Kran- 
kenhäuser, Schulen oder sonstige schutzbedürftige 
Einrichtungen im Einzelfall zur Versorgung der Be- 
völkerung oder sonst im öffentlichen Interesse nicht 
verzichtet werden kann, muß eine Ausnahmerege- 
lung vorgesehen werden (§ 5 Abs. 1 Satz 2 der 
Neufassung). 

Ein absolutes Bauverbot für Wohnungen erschien 
dem Ausschuß für Gesundheitswesen zu weitgehend. 
§ 5 Abs. 3 der Neufassung respektiert bestehende 
Rechte auf Erteilung der Baugenehmigung, soweit 
sie sich auf Grundstücke beziehen, die bei Festset- 
zung des Lärmschutzbereichs innerhalb der im Zu- 
sammenhang bebauten Ortsteile oder innerhalb des 
Geltungsbereichs von Bebauungsplänen liegen. Ein 
Verbot, innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile und innerhalb des Geltungsbereichs von 
Bebauungsplänen bestehende Baulücken zu bebauen, 
könnte zu Funktionsstörungen in der Entwicklung 
von Gemeinden oder zu unbilligen Flärten bei der 
Erweiterung von vorhandenen Gebäuden führen. 
Das verbleibende Bauverbot stellt jedenfals sicher, 
daß in der Schutzzone 1 keine neuen Wohnbau- 
gebiete im Außenbereich festgesetzt werden. Aus- 
nahmeregelungen sind erforderlich für Wohnungen 
im Zusammenhang mit Betrieben sowie im Zusam- 
menhang mit Einrichtungen, die im öffentlichen 
Interesse geschaffen werden. 

Der Vorschrift des § 4 Abs. 3 entspricht § 6 der 
Neufassung, Schallschutzanforderungen werden je- 
doch nach § 7 der Neufassung durch die Bundesre- 
gierung festgesetzt. 

Nach Änderung des § 4 Abs. 2 durch § 5 Abs. 3 
der Neufassung kann § 4 Abs. 4 entfallen. 


Zu § 5 

Die Entschädigungsregelung hat in § 8 eine an die 
entsprechenden Vorschriften des Bundesbaugeset- 
zes angelehnte Neufassung erhalten. Zur gesetzes- 
technischen Vereinfachung ist hinsichtlich der ma- 
teriellen Vorschriften ergänzend auf Entschädigungs- 
vorschriften des Bundesbaugesetzes, hinsichtlich der 
Verfahrensvorschriften auf das Schutzbereichge- 
setz verwiesen worden. Darüber hinaus beschränkt 
die Neufassung des § 8 den Anspruch auf Entschä- 
digung durch Einführung eines Stichtages: Eigen- 
tümer, die das durch ein Bauverbot betroffene 
Grundstück nach dem 1. Januar 1961 erworben ha- 
ben, erhalten keine Entschädigung. Zu diesem Zeit- 
punkt spätestens hatte die Lärmbelastung der in der 
Lärmzone 1 gelegenen Grundstücke, insbesondere 
durch die Umstellung auf Luftfahrzeuge mit Strahl- 
triebwerken bereits ein solches Ausmaß erreicht, 
daß die Grundstücke zur Bebauung für Wohnzwecke 
weitgehend ungeeignet waren. Infolgedessen liegt 
in solchen Fällen ein Enteignungstatbestand nicht 
vor. Der Erwerb des Grundstücks von einem Ehe- 
gatten oder von einem in gerader Linie Verwandten 
oder von einem in Seitenlinie bis zum 3. Grad Ver- 
schwägerten, wird von dem Stichtag nicht berührt. 
Die Neufassung stellt klar, daß der Ausschluß des 
Anspruchs nicht für solche Grundstücke gilt, die 
erst nach dem Inkrafttreten des Gesetzes in einen 
Lärmschutzbereich einbezogen sind. 

Absatz 3 des Initiativantrages wurde gestrichen, 
weil dem Eigentümer ein erheblicher Rest von Nut- 
zungsmöglichkeiten verbleibt. 

Zu § 6 

Die in engem Zusammenhang mit § 9 stehende 
Vorschrift erschien dem Ausschuß für Gesundheits- 
wesen nicht realisierbar. Er schlägt deshalb vor, sie 
zu streichen. Das nach Entziehung des Grundstücks- 
eigentums eintretende Nutzungsverbot würde zu 
städtebaulichen Mißständen führen, zumal die Re- 
gelung nur eine fakultative Umsiedlung vorsieht. 
Die Vorschrift läßt sich auch aus finanziellen Grün- 
den nicht aufrechterhalten. Nach Schätzungen der 
Bundesregierung wäre unter Berücksichtigung der 
Militärflugplätze mit Kosten bis zu 8 Mrd. DM zu 
rechnen. 

Zu § 7 

Die Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen sehen die §§ 9 und 10 der 
Neufassung für bebaute Grundstücke in der Schutz- 
zone 1 vor. Die Zeit, in der der Eigentümer den An- 
spruch geltend machen kann, erschien im Initiativ- 
antrag zu reichlich bemessen. Die Zeit von fünf Jah- 
ren dürfte sowohl für den Anspruchsberechtigten als 
auch für den Zahlungspflichtigen angemessen sein. 

Auch hier beschränkt die Neufassung den An- 
spruch durch die Einführung eines Stichtages: Es 
erscheint unbillig, auch den Eigentümern Aufwen- 
dungsersatz zu gewähren, die das Grundstück nach 
dem 1. Januar 1961 erworben haben, also zu einem 
Zeitpunkt, in dem die Lärmbelastung des Grund- 
stücks offensichtlich war. Wegen Absatz 2 Satz 1 
2. Halbsatz und Satz 2 vergleiche die Begründung 
zu § 8. 
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Zu den §§ 8 r 9 und 10 

Die §§ 8, 9 und 10 des Initiativantrages stellen 
eine Ergänzung des § 6 des Initiativantrages dar. Da 
diese Vorschrift nach dem Vorschlag des Gesund- 
heitsausschusses gestrichen werden soll, sind auch 
die §§ 8, 9 und 10 zu streichen. 

Zu § 11 

Die Vorschrift ist mit Rücksicht auf die Zuständig- 
keitsregelung in § 4 der Neufassung zu streichen. 

Zu § 12 

Da der Gesetzentwurf auch Flugplätze erfaßt, die 
von den verbündeten Streitkräften benutzt werden, 
ist in Absatz 2 der Neufassung in Anlehnung an ent- 
sprechende Vorschriften in anderen Bundesgesetzen 
eine Regelung getroffen, die dem Anspruchsberech- 
tigten einen Zahlungspflichtigen sichert und den Ent- 
sendestaat im Streitfälle von der Führung des 
Rechtsstreits freistellt. 

Zu § 1 1 der Neufassung 

Zur Ermittlung des äquivalenten Dauerschall- 
pegels werden von dem Flughafenunternehmer Aus- 
künfte über den Flugbetrieb benötigt. Auf eine ge- 
setzlich festgelegte Auskunftspflicht, die der Initia- 


tivantrag nicht vorsieht, kann nicht verzichtet wer- 
den. 

Zu § 13 der Neufassung 

Die Vorschrift folgt aus § 11 der Neufassung. 

Zu § 14 der Neufassung 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen schlägt vor, 
dem Initiativantrag die Vorschriften zur Änderung 
des Luftverkehrsgesetzes in einem 2. Abschnitt des 
Gesetzentwurfs anzufügen. Wesentlicher Inhalt der 
Vorschriften sind gesetzliche oder durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften festzulegende Pflich- 
ten zur Lärmminderung am Triebwerk, beim Betrieb 
von Luftfahrzeugen am Boden und beim Starten und 
Landen. Die Luftaufsichtsbehörden werden ver- 
pflichtet, bei der Festlegung der An- und Abflug- 
wege den Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm 
zu berücksichtigen. Von den Flughäfen einzurich- 
tende Lärmmeßstellen sollen die zuständigen Be- 
hörden in die Lage versetzen, die Einhaltung der 
An- und Abflüge zu überwachen und evtl. Verstöße 
gegen Lärmschutzanordnungen zu ahnden. Die bis- 
her nur in einzelnen Fällen auf freiwilliger Grund- 
lage gebildeten Sachverständigen-Kommissionen für 
Fluglärmfragen werden für alle wichtigen Verkehrs- 
flughäfen gesetzlich vorgeschrieben. 


Bonn, den 19. Juni 1969 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/355 — - in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag — Drucksache V/356 (neu) — durch 
die Annahme des Gesetzes unter Nummer 1 
für erledigt zu erklären; 

3. die zu diesem Gesetz eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären; 

4. folgender Entschließung zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) in internationalen Verhandlungen durch Ver- 
einbarungen über höchstzulässige Lärmpegel 


von Luftfahrzeugen auf die Herstellung 
lärmarmer Triebwerke hinzuwirken, die na- 
tionalen Ausführungsvorschriften zur Be- 
grenzung höchstzulässiger Schallpegel von 
Luftfahrzeugen zu erlassen, die Entwicklung 
lärmarmer Triebwerke in der Bundesrepublik 
finanziell zu fördern und dem Bundestag in 
Abständen von zwei Jahren, erstmalig am 
1. Juli 1971 über das Ergebnis der Bemühun- 
gen zu unterrichten, 

b) eine Regelung vorzubereiten, durch die das 
Überfliegen besiedelter Gebiete mit Über- 
schallgeschwindigkeit verboten wird. 


Bonn, den 19. Juni 1969 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Dr. Jungmann 

Stellv. Vorsitzender 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zum Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung von Flughäfen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

§ 1 

Zweck und Geltungsbereich 

Zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, er- 
heblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen 
durch Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen 
werden für 

1. Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr 
angeschlossen sind, und 

2. militärische Flugplätze, die dem Betrieb von 
Flugzeugen mit Strahltriebwerken zu dienen 
bestimmt sind, 

Lärmschutzbereiche festgesetzt. 

§ 2 

Umfang des Lärmschutzbereichs 

(1) Der Lärmschutzbereich umfaßt das Gebiet 
außerhalb des Flugplatzgeländes, in dem der durch 
Fluglärm hervorgerufene äquivalente Dauerschall- 
pegel 67 dB(A) übersteigt. 

(2) Der Lärmschutzbereich wird nach dem Maße 
der Lärmbelastung in zwei Schutzzonen gegliedert. 
Die Schutzzone 1 umfaßt das Gebiet, in dem der äqui- 
valente Dauerschallpegel 75 dB(A) übersteigt, die 
Schutzzone 2 das übrige Gebiet des Lärmschutz- 
bereichs. 

§ 3 

Ermittlung der Lärmbelastung 

Der äquivalente Dauerschallpegel wird nach der 
Anlage zu diesem Gesetz ermittelt. 

§ 4 

Festsetzung des Lärmschutzbereichs 

(1) Der Lärmschutzbereich wird bei Flugplätzen 
nach § 1 Nr. 1 vom Bundesminister für Verkehr, bei 
Flugplätzen nach § 1 Nr. 2 vom Bundesminister der 
Verteidigung jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen durch Rechts- 
verordnung festgesetzt. Karten und Pläne, die Be- 


standteil der Rechtsverordnung sind, können da- 
durch verkündet werden, daß sie bei einer Amts- 
stelle zu jedermanns Einsicht archivmäßig gesichert 
niedergelegt werden. In der Rechtsverordnung ist 
hierauf hinzuweisen. 

(2) Der Lärmschutzbereich ist neu festzusetzen, 
wenn eine Änderung in der Anlage oder im Betrieb 
des Flugplatzes zu einer wesentlichen Veränderung 
der Lärmbelastung in der Umgebung des Flugplatzes 
führen wird. 

§ 5 

Beschränkung der baulichen Nutzung 
im Lärmschutzbereich 

(1) Im Lärmschutzbereich dürfen Krankenhäuser, 
Altenheime, Erholungsheime, Schulen und ähnliche 
in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen 
nicht errichtet werden. Die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde kann Ausnahmen zulassen, wenn dies 
zur Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen 
Einrichtungen oder sonst im öffentlichen Interesse 
dringend geboten ist. 

(2) In der Schutzzone 1 dürfen Wohnungen nicht 
errichtet werden. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Wohnungen, deren Er- 
richtung im Zeitpunkt der Festsetzung des Lärm- 
schutzbereichs aufgrund eines Bebauungsplans oder 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
nach § 34 des Bundesbaugesetzes zulässig ist, auch 
wenn die im Zusammenhang bebauten Ortsteile in 
den Geltungsbereich eines Bebauungsplans einbe- 
zogen werden. Absatz 2 gilt ferner nicht für die Er- 
richtung von 

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereit- 
schaftspersonen von Betrieben oder öffent- 
lichen Einrichtungen sowie für Betriebs- 
inhaber und Betriebsleiter, 

2. Wohnungen, die nach § 35 Abs. 1 des Bun- 
desbaugesetzes im Außenbereich zulässig 
sind, 

3. Wohnungen und Gemeinschaftsunterkünf- 
ten für Angehörige der Bundeswehr und 
der aufgrund völkerrechtlicher Verträge in 
der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten Streitkräfte. 

(4) Soweit bauliche Anlagen nach Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 3 errichtet werden dürfen, müssen sie 
den nach § 7 festgesetzten Schallschutzanforderun- 
gen genügen. 
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(5) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten nicht für 
bauliche Anlagen, für die vor Festsetzung des Lärm- 
schutzbereichs eine Baugenehmigung erteilt worden 
ist. 

§ 6 

Beschränkung der baulichen Nutzung 
in der Schutzzone 2 

In der Schutzzone 2 dürfen Wohnungen nur errich- 
tet werden, sofern sie den nach § 7 festgesetzten 
Schallschutzanforderungen genügen. 

§ 7 

Schallschutz 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Schallschutzanforderungen unter Beachtung des 
Standes der Schallschutztechnik im Hochbau festzu- 
setzen, denen die baulichen Anlagen zum Schutz 
ihrer Bewohner vor Fluglarm in den Fällen des § 5 
Abs. 1 Satz 2, Absatz 3 und des § 6 genügen müssen. 


§ 8 

Entschädigung bei Bauverboten 

(1) Wird durch ein Bauverbot nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 oder Absatz 2 die bisher zulässige bauliche 
Nutzung aufgehoben und tritt dadurch eine nicht nur 
unwesentliche Wertminderung des Grundstücks ein, 
so kann der Eigentümer insoweit eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. Der Eigentümer 
kann ferner eine angemessene Entschädigung in 
Geld verlangen, soweit durch das Bauverbot Auf- 
wendungen für Vorbereitungen zur baulichen Nut- 
zung des Grundstücks an Wert verlieren, die der 
Eigentümer im Vertrauen auf den Bestand der bisher 
zulässigen baulichen Nutzung gemacht hat. Ein An- 
spruch auf Entschädigung besteht dann nicht, wenn 
der Eigentümer das Grundstück nach dem 1. Januar 
1961 erworben hat, es sei denn, daß der Antrag- 
steller das Eigentum an dem Grundstück von seinem 
Ehegatten oder von einer Person erworben hat, die 
mit ihm in gerader Linie verwandt oder verschwä- 
gert oder in der Seitenlinie bis zum 3. Grad ver- 
wandt ist. Dies gilt nicht für Grundstücke, die in 
einen Lärmschutzbereich einbezogen werden, der für 
einen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes angelegten 
oder in seiner Anlage wesentlich erweiterten oder 
geänderten Flugplatz festgesetzt wird. 

(2) Im übrigen sind die Vorschriften des § 93 
Abs. 2, 3 und 4, des § 95 Abs. 1, 2 und 4, der §§ 96, 
97, 98 und 99 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes sowie 
die Vorschriften der §§ 17, 18 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 
und der §§ 19 bis 25 des Schutzbereichsgesetzes vom 
7. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 899), zuletzt 
geändert durch das Einführungsgesetz zum Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 503), sinngemäß anzuwenden. 


§ 9 

Erstattung von Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen 

(1) Dem Eigentümer eines in der Schutzzone 1 
gelegenen Grundstücks, das bei Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs in einer in § 5 Abs. 1 Satz 1, 
Absatz 2 oder Absatz 5 genannten Weise genutzt 
wird, werden auf Antrag Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 und des § 10 erstattet. Stehen das 
Gebäude oder Teile des Gebäudes im Eigentum 
eines Erbbauberechtigten oder eines Wohnungs- 
eigentümers, so tritt dieser an die Stelle des Eigen- 
tümers des Grundstücks. Der Anspruch kann nur 
innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach der Fest- 
setzung des Lärmschutzbereichs geltend gemacht 
werden. 

(2) Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß- 
nahmen werden nicht erstattet, wenn der Antrag- 
steller das Eigentum am Grundstück nach dem 1. Ja- 
nuar 1961 erworben hat, es sei denn, daß der An- 
tragsteller das Eigentum an dem Grundstück von 
seinem Ehegatten oder von einer Person erworben 
hat, die mit ihm in gerader Linie verwandt oder ver- 
schwägert oder in der Seitenlinie bis zum 3. Grad 
verwandt ist. Dies gilt nicht für Grundstücke, die in 
einem Lärmschutzbereich einbezogen werdender für 
einen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes angelegten 
oder in seiner Anlage wesentlich erweiterten oder 
geänderten Flugplatz festgesetzt wird. 

(3) Die Aufwendungen für bauliche Schallschutz- 
maßnahmen werden nur erstattet, soweit sich die 
Maßnahmen im Rahmen der nach § 7 erlassenen 
Rechtsverordnung halten. Bei Wohngebäuden wer- 
den Aufwendungen nicht, erstattet, soweit sie den 
Betrag von 100 DM je Quadratmeter Wohnfläche 
übersteigen. Für die Berechnung der Wohnfläche 
gelten §§ 42, 43 der Verordnung über wohnungs- 
wirtschaftliche Berechnungen in der jeweils gelten- 
den Fassung. Höchstgrenzen für die Erstattung von 
Aufwendungen für Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 
werden von der Bundesregierung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates festge- 
setzt. 

§ 10 

Verfahren bei der Erstattung von Aufwendungen 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
setzt die erstattungsfähigen Aufwendungen (§ 9) 
nach Anhörung der Beteiligten (Zahlungsempfänger 
und Zahlungspflichtiger) durch schriftlichen Bescheid 
fest. Der Bescheid muß eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. Er ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Im übrigen sind die Vorschriften des § 20 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, des § 21 Abs. 1, der §§ 22 
und 24 und des § 25 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 7 des 
Schutzbereichsgesetzes vom 7. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 899), zuletzt geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), 
sinngemäß anzuwenden. 
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§ 11 

Auskunft 

(1) Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens 
nach § 1 Nr. 1 ist verpflichtet, dem Bundesminister 
für Verkehr und seinen Beauftragten die zur Ermitt- 
lung des äquivalenten Dauerschallpegels (§ 3) erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen 
und Pläne vorzulegen. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgeridit- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 12 

Zahlungspflichtiger 

(1) Zur Zahlung der Entschädigung nach § 8 und 
zur Erstattung der Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach § 9 ist der Flugplatz- 
halter verpflichtet. 

(2) Soweit die auf Grund völkerrechtlicher Ver- 
träge in der Bundesrepublik Deutschland stationier- 
ten Streitkräfte Flugplätze im Bundesgebiet benut- 
zen und ein Entsendestaat als Flugplatzhalter zah- 
lungspflichtig ist, steht die Bundesrepublik für die 
Erfüllung der Zahlungspflicht ein. Rechtsstreitig- 
keiten wegen der Zahlung einer Entschädigung 
oder der Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen werden von der Bundes- 
republik Deutschland im eigenen Namen für den Ent- 
sendestaat geführt, gegen den sich der Anspruch 
richtet. 

§ 13 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
A.bsicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 


des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

§ 14 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. November 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1113) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Städtebaues" die Worte „sowie den Schutz vor 
Fluglärm" eingefügt. 

2. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

„§ 19 a 

Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens, 
der dem Fluglinienverkehr angeschlossen ist, hat 
innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde 
festzusetzenden Frist auf dem Flughafen und in 
dessen Umgebung Einrichtungen zur fortlaufend 
registrierenden Messung der durch die an- und 
abfliegenden Luftfahrzeuge entstehenden Ge- 
räusche zu beschaffen und zu betreiben. Die Meß- 
und Auswertungsergebnisse sind der Genehmi- 
gungsbehörde und der Sachverständigenkommis- 
sion nach § 32 a sowie auf Verlangen der Geneh- 
migungsbehörde anderen Behörden mitzuteilen. 
Sofern ein Bedürfnis für die Beschaffung und den 
Betrieb von Einrichtungen nach Satz 1 nicht be- 
steht, kann die Genehmigungsbehörde Ausnah- 
men zulassen." 


3. Nach § 29 a wird folgender § 29 b eingefügt: 

„§ 29b 

(1) Flugplatzhalter, Luftfahrzeughalter und 
Luftfahrzeugführer sind verpflichtet, beim Betrieb 
von Luftfahrzeugen in der Luft und am Boden 
vermeidbare Geräusche zu verhindern und die 
Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein 
Mindestmaß zu beschränken, wenn dies erfor- 
derlich ist, um die Bevölkerung vor Gefahren, 
erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästi- 
gungen durch Lärm zu schützen. Auf die Nacht- 
ruhe der Bevölkerung ist in besonderem Maße 
Rücksicht zu nehmen. 

(2) Die Luftfahrtbehörden haben auf den 
Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Flug- 
lärm hinzuwirken." 
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4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sowie die Vermeidung übermäßiger Geräu- 
sche durch Luftfahrzeuge in der Luft und am 
Boden" gestrichen; 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird in Nummer 13 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
neue Nummer 14 angefügt: 

„14. Den Schutz der Bevölkerung vor Flug- 
lärm, insbesondere durch Maßnahmen 
zur Geräuschminderung am Luftfahr- 
zeug, beim Betrieb von Luftfahrzeugen 
am Boden, beim Starten und Landen und 
beim überfliegen besiedelter Gebiete 
einschließlich der Einrichtungen zur 
Messung des Fluglärms und zur Aus- 
wertung der Meßergebnisse." 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Worten 
„Bundesminister der Verteidigung" ein 
Komma und die Worte „Rechtsverordnungen 
nach Nummer 14 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen" ein- 
gefügt. 

d) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„Verwaltungsvorschriften, die dem Schutz vor 
Fluglärm dienen, erläßt der Bundesminister 
für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Gesundheitswesen." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


5. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt. 

„§ 32 a 

(1) Zur Beratung der Genehmigungsbehörde 
über Maßnahmen zum Schutz vor Fluglärm wird 
für jeden Flugplatz, für den ein Lärmschutz- 
bereich nach § 1 Nr. 1 des Gesetzes zum Schutz 
vor Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) festzusetzen 
ist, eine Sachverständigenkommission gebildet. 
Ist die Anlage eines neuen Flugplatzes geplant, 
wird die Sachverständigenkommission vor Ein- 
leitung des Genehmigungsverfahrens gebildet 

(2) Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die 
Sachverständigenkommission über die aus Lärm- 
schutzgründen beabsichtigten Maßnahmen. Vor 
Erteilung der Genehmigung zur Anlage oder 
Erweiterung eines Flugplatzes nach § 6 Abs. 4 
Satz 2 ist der Sachverständigenkommission der 


Genehmigungsantrag mit den vorgeschriebenen 
Unterlagen zuzuleiten. 

(3) Die Sachverständigenkommission ist be- 
rechtigt, der Genehmigungsbehörde Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm in der 
Umgebung des Flugplatzes vorzuschlagen. Hält 
die Genehmigungsbehörde die vorgeschlagenen 
Maßnahmen nicht für geeignet oder nicht für 
durchführbar, so teilt sie dies der Sachverstän- 
digenkommission unter Angabe der Gründe mit. 

(4) Der Sachverständigenkommission sollen 
angehören: 

Vertreter der vom Fluglärm in der Umge- 
bung des Flugplatzes betroffenen Gemein- 
den, 

Vertreter der Luftfahrzeughalter, 

Vertreter der für die Flugverkehrskontrolle 
zuständigen Behörde, 

Vertreter des Flugplatzhalters, 

Vertreter der für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen örtlichen Stellen. 

In die Kommission können weitere Mitglieder 
berufen werden, soweit es die besonderen ört- 
lichen Verhältnisse erfordern. In die Kommis- 
sion sollen nicht mehr als 15 Mitarbeiter berufen 
werden. Die Mitgliedschaft ist ehrenamtlich. 

(5) Die Mitglieder der Sachverständigenkom- 
mission werden von der Genehmigungsbehörde 
berufen. Die Kommission gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung und wählt aus ihrer Mitte den 
Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung und die 
Wahl des Vorsitzenden bedürfen der Zustim- 
mung der Genehmigungsbehörde. 

(6) Zu den Sitzungen der Sachverständigen- 
kommission ist die Genehmigungsbehörde einzu- 
laden. Die durch die Sitzungen entstehenden 
Kosten trägt das Land, in dessen Gebiet der Flug- 
platz liegt. 

(7) Die Genehmigungsbehörde ordnet für an- 
dere als die in Absatz 1 bezeichneten Flugplätze 
die Bildung einer Sachverständigenkommission 
an, wenn hierzu aus Gründen des Lärmschutzes 
ein Bedürfnis besteht. Die Absätze 1 bis 6 gelten 
sinngemäß." 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Anlage zu § 3 


1. Der äquivalente Dauerschallpegel in einem 
beliebigen Punkt in der Umgebung eines Flug- 
platzes (Immissionsort) wird unter Berücksichti- 
gung von Art und Umfang des voraussehbaren 
Flugbetriebes ermittelt aus 

a) dem höchsten Schallpegel des Geräusches für 
jeden Vorbeiflug eines Luftfahrzeuges und 

b) der Dauer des Geräusches bei jedem Vorbei- 
flug eines Luftfahrzeuges. 

Der Ermittlung werden als Bezugsraum die sechs 
verkehrsreichsten Monate des Jahres zugrunde 
gelegt. Tagflüge (in der Zeit von 6 bis 22 Uhr) 
und Nachtflüge (22 bis 6 Uhr) werden unter- 
schiedlich bewertet. 

2. Schallpegel sind in dB(A) anzugeben. 

3. Der höchste Schallpegel des Geräusches am 
Immissionsort für den Vorbeiflug ist aus der Ge- 
räuschemission des Luftfahrzeuges unter Berück- 
sichtigung des Abstandes zur Flugbahn und der 
Schallausbreitungsverhältnisse zu ermitteln. 

4. Als Dauer des Geräusches am Immissionsort für 
den Vorbeiflug gilt der Zeitraum, in dem der 
Schallpegel, der um 10 dB unter dem höchsten 
Schallpegel liegt, überschritten wird. 

5. Nach der Formel 

L C q = 13,3 10g s gj £ • 10 [dB(A) 


sind mit 

a) gj = 1,5 für Tagflüge 

gi = 0 für Nachtflüge 

b) gi *= 1 für Tagflüge 

gi = 5 für Nachtflüge 

zwei äquivalente Dauerschallpegel zu ermitteln; 
der höchste Pegel ist der äquivalente Dauer- 
schallpegel nach § 2 des Gesetzes. 


6. Formelzeichen: 

Lg der Logarithmus zur Basis 10 

2 die Summe über alle Vorbeiflüge im Be- 
zugszeitraum 

i der laufende Index des einzelnen Vorbei- 
flugs 

gi die Bewertungsfaktoren für Tag- und 
Nachtflüge 

ti die Dauer des Geräusches nach Nummer 4 

T der Bezugszeitraum nach Nummer 1 Satz 2 

Lj der Zahlenwert des höchsten Schallpegels 
des Geräusches nach Nummer 3 
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